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Werts) Merhöchfte Kabinetsorder vom 13. Dezember 1836. über die Beobachtung 
yl, Jer G0 der mildernden Beſtimmungen der So. 218. und 315. der Konkurs⸗Ord⸗ 
nung bei allen Exekutionen. 
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Ar; finde auf Ihren Bericht vom 26. v. M. kein Bedenken, die in den 
F. 218. und 315. Tit. 50. der Prozeß⸗Ordnung enthaltenen Vorſchriften, als 
allgemeine bei allen Exekutionen zu beobachtende Beſtimmungen anzuerkennen, 
ſonach die Verfuͤgung zu genehmigen, welche Sie in dieſer Beziehung an das 
Land⸗ und Stadtgericht zu Wollſtein erlaſſen haben. 


Berlin, den 13. Dezember 1836. | 
Friedrich Wilhelm. 


An den Staats- und Juſtizminiſter Muͤh ler. 


(No. 17671708 Jahrgang 1837, A (No. 1768.) 
(Ausgegeben zu Berlin den 31. Januar 1837.) 
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(Noe. 1768.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 22. Dezember 1836 betreffend den wegen der 
eib. An IG AR $$. 1— 16. Th. II. Tit. 19. des A. L. R. entſtandenen Zweifel über die 
Verpflichtung der Kommunen zu heimathloſen Armen. 


D nach dem Berichte des Staatsminiſteriums vom 30. v. M. ein Zweifel 
entſtanden iſt, ob die Kommunen wegen der Unterſtuͤtzungen, welche ſie nach dem 
Allgemeinen Landrecht Th. II. Tit. 19. F. 1—16. an heimathloſe Arme zu ver⸗ 
abreichen haben, in Ermangelung eines naͤher Verpflichteten, den Regreß an die 
Staatskaſſe zu nehmen berechtigt ſind? ſo erklaͤre Ich hierdurch, daß eine Ver⸗ 
pflichtung der Staatskaſſe zum Erſatz ſolcher Verwendungen nicht ſtattfindet. 
Ich beauftrage das Staatsminiſterium, dieſe Deklaration durch die Geſetzſamm⸗ 
lung bekannt zu machen. N 


Berlin, den 22. Dezember 1836. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(No. 1769.) 


„„ 


(No. 1769.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 10. Januar 1837., betreffend die Entſchaͤdi⸗ 
gung der Geiſtlichen und Schullehrer in den mit der Monarchie wieder 
vereinigten Landestheilen der Rheinprovinz und der Provinz Weſt⸗ 
phalen wegen des, durch die Veraͤnderungen in Anſehung der Grundſteuer 
ſeit dem Jahre 1806. an ihrem Einkommen erlittenen Verluſts. 


Alk den Bericht des Staatsminiſteriums vom 20. v. M. beſtimme Ich, daß 
diejenigen Geiſtlichen und Schullehrer, welche in den mit Meiner Monarchie 
wieder vereinigten Landestheilen der Rheinprovinz und der Provinz Weſtphalen 
an dem ihnen in der Eigenſchaft eines Erbverpaͤchters, Lehns⸗ oder Erbzinsherrn 
oder Realberechtigten zufſteßenden Einkommen in Folge der ſeit dem Jahre 1806. 
in Anſehung der Grundſteuer eingetretenen Veraͤnderungen einen Verluſt erlei⸗ 
den, von dem ſie ohne dieſe Veraͤnderungen nicht betroffen ſeyn wuͤrden, fuͤr 
dieſen Verluſt vom I. Januar d. J. ab nach folgenden Grundſaͤtzen entſchaͤdigt 
werden ſollen: 


1) Ein Anſpruch auf Entſchaͤdigung findet uͤberall nur dann ſtatt: 


a) wenn das praͤſtationspflichtige Grundſtuͤck oder das daraus zu beziehende 
Einkommen bereits im Jahre 1806. mit einer Schulſtelle verbunden war 
oder zur Dotation eines Kirchenamtes gehoͤrte, welches entweder ſchon 
damals mit der Leitung und Ausuͤbung der Seelſorge in einem beſtimm⸗ 
ten Sprengel beauftragt war oder ſpaͤter, jedoch vor dem 21. April 1827. 
damit beauftragt worden iſt; > 


b) wenn ein ſolches Grundſtuͤck im Jahre 1806. obſervanzmaͤßig oder nach 
urkundlichen oder geſetzlichen Beſtimmungen entweder voͤllig ſteuerfrei oder 
doch nur mit gewiſſen Steuergattungen oder nur mit einer gewiſſen 
Quote des in der Hand eines andern Beſitzers davon zu entrichtenden 
Grundſteuer⸗Betrages, oder endlich nur mit einem unveraͤnderlichen 
Steuerfirxum belegt war, und a 


e) wenn die Inhaber der, den Kirchenaͤmtern oder Schulſtellen praͤſtations⸗ 
pflichtiger Grundſtuͤcke nach den beſtehenden Beſtimmungen ganz oder 
theilweiſe einen Erſatz der Grundſteuer zu verlangen oder einen Theil 
der Praͤſtationen zuruͤckzubehalten befugt ſind, und die Berechtigten da⸗ 
durch an ihrem Einkommen einen Ausfall erleiden, der, ohne die Ver⸗ 
aͤnderungen im Steuerweſen ſeit dem Jahre 1806. nicht ſtattfinden wuͤrde. 


Die zu a. bezeichneten Kirchenaͤmter ſind bei dem katholiſchen Klerus die 
der Erzbiſchoͤfe, Biſchoͤfe, Dom⸗, Kurat⸗ oder Pfarrgeiſtlichen. Kirchenaͤmter, 
welche mit der Leitung und Ausübung der Seelſorge in einem beſtimmten Spren⸗ 
gel gar nicht oder erſt ſeit dem 21. April 1827. beauftragt ſind, ferner geiſtliche 
oder kirchliche Korporationen, milde Stiftungen, Univerfitäten und Schulanſtal⸗ 
ten, endlich Fundationen fuͤr Prediger⸗ oder Schullehrer⸗Wittwen haben auf 
eine Entſchaͤdigung wegen der Beſteuerung der Grundſtuͤcke, gus welchen ſie 
Einkuͤnfte beziehen, niemals einen Anſpruch. Wenn jedoch die Einkuͤnfte, welche 
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Prediger⸗ oder Schullehrer-Wittwen aus fremden Grundſtuͤcken beziehen, dann, 
wenn keine dazu berechtigte Wittwen vorhanden ſind, den Inhabern der betref⸗ 
fenden Pfarr- oder Schulſtelle zufließen, wird in Anſehung einer etwa zu gewaͤh⸗ 
renden Entſchaͤdigung ebenſo verfahren, als wenn dieſe Einkuͤnfte zur Dotation 
der Pfarr- oder Schulſtelle gehörten. 


2) Wenn ein Anſpruch auf Entſchaͤdigung nach den Beſtimmungen zu 1. 
begruͤndet iſt, ſo wird der Betrag derſelben nach den von dem Finanzminiſterium 
in Gemeinſchaft mit dem Miniſterium der Geiſtlichen und Unterrichts⸗Angelegen⸗ 
heiten zu ertheilenden Inſtruktion ausgemittelt, feſtgeſetzt und als eine unveraͤn⸗ 
derliche Rente auf die Staatskaſſen angewieſen. 


3) Dieſe Entſchaͤdigung (Nr. 2.) wird den berechtigten Geiſtlichen oder 
Schullehrern auch dann fortgewaͤhrt, wenn die Inhaber der verpflichteten Grund⸗ 
ſtuͤcke, in ſo weit dies uͤberhaupt zulaͤſſig iſt, die darauf haftenden Realabga⸗ 
ben oder ſonſtigen Verbindlichkeiten abloͤſen. Bei der Abloͤſungs⸗Berechnung 
wird auf dieſe fortdauernde Entſchaͤdigung Ruͤckſicht genommen und der Werth 
der abzuloͤſenden Leiſtungen oder Verpflichtungen um fo viel geringer geſchaͤtzt. 
Wird ein Kirchenamt oder eine Schulſtelle bei Gemeinheitstheilungen oder Ab⸗ 
loͤſungen fuͤr die bis dahin ausgeuͤbten Rechte durch Ueberweiſung eines Grund⸗ 
ſtuͤcks abgefunden und daſſelbe von der darauf haftenden Grundſteuer entbunden, 
ſo hört gleichzeitig die mit Ruͤckſicht auf die bisherige Beſteuerung dem Kirchen⸗ 
amte oder der Schulſtelle etwa bewilligte Entſchaͤdigung auf. 


In den neu erworbenen Landestheilen, namentlich auch in dem Herzog⸗ 
thum Weſtphalen, hat es bei den beſtehenden Beſtimmungen ſein Bewenden. 


Berlin, den 10. Januar 1837. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(No. 1770.) 
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(No. 1770.) Allerhöͤchſte Kabinetsorder vom 10. Januar 1837., betreffend die in den vor⸗ 
mals zum Herzogthum Warſchau gehörigen Landestheilen, fo wie in 
den vormals Weſtphaͤliſchen Theilen der Provinz Sachſen bei den⸗ 
jenigen Kirchenaͤmtern und Schulſtellen anzuwendenden Grundſaͤtze, welche 
der im Jahre 1806. genoſſenen Immunitaͤten und Beguͤnſtigungen hinſicht⸗ 
lich der Grundſteuer der zu ihren Dotationen beſtimmten Grundſtuͤcke durch 
die Warſchauiſchen oder Weſtphaͤliſchen Steuer⸗Geſetze verluſtig gegan⸗ 
gen ſind. 


Auf den Bericht des Staats⸗Miniſteriums vom 20. v. M. beſtimme Ich, daß 
in den Landestheilen, die zum Herzogthum Warſchau gehoͤrt haben, ſo wie in 
den vormals Weſtphaͤliſchen Theilen der Provinz Sachſen, bei den zur Dota⸗ 
tion eines Kirchenamts oder einer Schulſtelle dienenden Grundſtuͤcke, welche der 
im Jahre 1806. in Anſehung der Grundſteuer genoſſenen Immunitaͤten oder 
Veguͤnſtigungen durch die Weſtphaͤliſchen oder Warſchauiſchen Steuergeſetze ver⸗ 
luſtig gegangen ſind, fortan folgende Grundſaͤtze zur Anwendung kommen ſollen: 


1) Ein Anſpruch auf Steuerfreiheit oder Entſchaͤdigung findet uͤberall 
nur dann ſtatt: 

a) wenn ein Grundſtuͤck oder Einkommen bereits im Jahr 1806. mit einer 
Schulſtelle verbunden war oder zur Dotation eines Kirchenamtes gehoͤrte, 
welches entweder ſchon damals mit der Leitung und Ausuͤbung der Seel⸗ 
ſorge in einem beſtimmten Sprengel beauftragt war, oder ſpaͤter, jedoch 
vor dem 21. April 1827. damit beauftragt worden iſt, und 

b) wenn ein ſolches Grundftück oder Einkommen im Jahre 1806. obſervanz⸗ 
maͤßig oder nach urkundlichen oder geſetzlichen Beſtimmungen entweder voͤllig 
ſteuerfrei war, oder nur zu gewiſſen Gattungen der verſchiedenen Grund⸗ 
Steuern herangezogen wurde, oder nur mit einer gewiſſen Quote des in 
der Hand eines andern Beſitzers davon zu entrichtenden Grundſteuer⸗Betrages, 
oder endlich nur mit einem unveraͤnderlichen Steuerfixum belegt war. Die 
zu a. bezeichneten Kirchenaͤmter ſind bei dem katholiſchen Klerus die der Erz⸗ 
biſchoͤfe, Biſchoͤfe, Doms und Kurat⸗ oder Pfarr⸗Geiſtlichen. Grund⸗ 
ftücke oder Einkünfte, welche zur Dotation eines mit der Leitung und Aus⸗ 
übung der Seelſorge in einem beſtimmten Sprengel nicht beauftragten, 
oder eines erſt ſeit dem 21. April 1827. damit beauftragten Kirchenamts, 
oder zur Dotation einer geiſtlichen oder kirchlichen Korporation, milden 
Stiftung, Univerfität oder Schul-Anftalt, oder endlich ausſchließlich zur 
Unterftügung von Prediger⸗ und Schullehrer-Wittwen beſtimmt find, 
haben auf Wiederherſtellung der fruͤher genoſſenen Immunitaͤt oder Be⸗ 
guͤnſtigung keinen Anſpruch. Inſoweit indeß milde Stiftungen, Univer⸗ 
fitäten, Schulanſtalten, oder unvermoͤgende Kirchen der vormals Weſt⸗ 
phaͤliſchen Theile der Provinz Sachſen auf den Grund der vor dem 30. 
Januar 1817. von dem fruͤheren proviſoriſchen Gouvernement zu Halber⸗ 
ſtadt ergangenen Verfügungen ſich gegenwaͤrtig im Genuſſe der fruͤheren 
Immunitaͤten oder Beguͤnſtigungen befinden, behält es dabei bis auf Meine 

(No. 1770.) meitere 


zen 


weitere Beſtimmung fein Bewenden. Witthums⸗Grundſtuͤcke, deren Nieß⸗ 
brauch dann, wenn keine dazu berechtigte Wittwe vorhanden iſt, dem 
Geiſtlichen oder Schullehrer zuſteht, werden für die Dauer dieſes Nieß⸗ 
Ra den eigentlichen Pfarr⸗ oder Schul⸗Dotations⸗Grundſtuͤcken gleich 
geachtet. 

2) Wenn die nach den Beſtimmungen zu 1. hier in Betracht kom⸗ 
menden Grundſtuͤcke im vollen Eigenthum der Stellen befindlich ſind, zu deren 
Dotation ſie dienen und von den Inhabern dieſer Stellen durch Selbſtbewirth⸗ 
ſchaftung oder Zeitverpachtung benutzt werden, ſo wird die frühere Immunität 
oder Beguͤnſtigung, in ſoweit dies noch nicht geſchehen iſt, vom 1. Januar d. J. 
ab durch gaͤnzliche Abſetzung der Grundſteuer vom Etat oder durch Ermaͤßigung 


derſelben auf gewiſſe Gattungen der Grundſteuer, oder eine gewiſſe Quote der 


allgemein geſetzlichen Steuer, oder durch Herabſetzung auf ein beſtimmtes Fixum 
in dem Umfange wieder hergeſtellt, den ſie im Jahre 1806. gehabt hat. Wenn 
ein Grundſtuͤck im Jahre 1806. mit der vollen geſetzlichen Grundſteuer, oder 
einer gewiſſen Quote derſelben, oder einer gewiſſen Gattung der Grundſteuer 
belegt war, ſo kann aus dem Umſtande, daß die volle Grundſteuer, oder die 
naͤmliche Quote derſelben, oder die naͤmliche Steuer-Gattung nach der den be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften entſprechenden Veranſchlagung jetzt mehr oder weniger be⸗ 
traͤgt, als im Jahre 1806. keine Veranlaſſung entnommen werden, durch Er⸗ 
maͤßigung oder Erhöhung des geſetzlichen Steuer⸗Betrages die frühere Steuer⸗ 
Summe wieder herzuſtellen. 

3) Wenn Geiſtliche und Schullehrer dagegen die unter den Beſtim⸗ 
mungen zu 1. begriffenen Grundſtuͤcke nicht durch Selbſtbewirthſchaftung oder Zeit⸗ 
Verpachtung benutzen, ſondern nur, als Lehns- oder Erbzinsherrn, Erbverpaͤch⸗ 
ter oder Neal Berechtigte, ein Einkommen daraus beziehen, fo unterliegen dieſe 
Grundſtuͤcke unter allen Umſtaͤnden der Beſteuerung nach den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften. — In ſoweit aber die aus ſolchen Grundſtuͤcken ein Einkommen be⸗ 
ziehenden Geiſtlichen oder Schullehrer dadurch, daß die Inhaber der Grund⸗ 
ſtuͤcke nach den beſtehenden Beſtimmungen ganz oder theilweiſe einen Erſatz der 
Steuer zu verlangen, oder einen Theil der abzufuͤhrenden Praͤſtationen zuruͤck 


zu behalten befugt ſind, einen Nachtheil erleiden, von welchem ſie ohne die ſeit 


dem Jahre 1806. in der Grundſteuer eingetretenen Veraͤnderungen nicht betrof⸗ 
fen werden wuͤrden, ſoll ihnen dafür, in ſoweit dies nicht bereits verfügt iſt, vom 
1. Januar d. J. ab eine Entſchaͤdigung aus Staatskaſſen gewaͤhrt werden. 
Wegen der Ausmittelung, Feſtſetzung und Anweiſung dieſer in der Form einer 
unveraͤnderlichen Rente zu gewaͤhrenden Entſchaͤdigung hat das Finanz-Miniſte⸗ 
rium in Gemeinſchaft mit dem Miniſterium der geiſtlichen und Unterrichts: Anz 
gelegenheiten das Noͤthige zu verfuͤgen. f 

4) Die nach den Beſtimmungen zu 3. feſtgeſetzte Entſchaͤdigung wird 
den berechtigten Geiſtlichen oder Schullehrern auch dann fortgewaͤhrt, wenn die 
Inhaber der verpflichteten Grundſtuͤcke, in ſoweit dies überhaupt zulaͤſſig iſt, die 
darauf haftenden Real-Abgaben oder ſonſtigen Verbindlichkeiten abloͤſen. Da⸗ 
gegen wird bei der Abloͤſungs-Berechnung auf die fortdauernde Entſchaͤdigung 
Ruͤckſicht genommen und der Werth der abzuloͤſenden Leiſtungen oder Verpflich⸗ 
tungen um ſo viel geringer geſchaͤtzt. a 

i 5) Wenn 
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5) Wenn Kirchenaͤmter oder Schulſtellen bei Gemeinheits⸗Theilungen 
oder Abloͤſungen fuͤr die bis dahin ausgeuͤbten Rechte durch Ueberweiſung von 
Grund und Boden abgefunden werden, ſo wird in den Faͤllen, wenn die Kir⸗ 
chenaͤmter oder Schulſtellen andere beſteuerte Ländereien beſitzen, die bisherige 
Steuer auch von dem Abfindungslande forterhoben und die mit Nückfiht auf 
die Beſteuerung etwa bewilligte Entſchaͤdigung fortgewaͤhrt. — Entrichten die 
Kirchenaͤmter oder Schulſtellen dagegen bis dahin keine Grundſteuer, ſo wird 
auch von dem Abfindungslande keine Steuer erhoben, gleichzeitig aber auch die 
bis dahin etwa gewaͤhrte Entſchaͤdigung vom Etat abgeſetzt. 

6) Wenn zu Lehn, zu Erbzins⸗ oder Erbpachts⸗Rechten verliehene Grund⸗ 
ſtuͤcke den ein Einkommen daraus beziehenden Kirchenaͤmtern oder Schulſtellen 
wieder anheim fallen und von deren Inhabern fortan durch Selbſtbewirthſchaf⸗ 
tung oder Zeitverpachtung benutzt werden, fo wird, in ſoweit die zu 1. aufgeſtell⸗ 
ten Bedingungen vorhanden ſind, die fruͤhere Immunitaͤt nach den Beſtimmun⸗ 
gen zu 2. wieder hergeſtellt und die an deren Stelle bis dahin etwa gewaͤhrte 
Entſchaͤdigung vom Etat abgeſetzt. 

Berlin, den 10. Januar 1837. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(No. 1771.) Verordnung, die autonomiſche Sukzeſſions⸗Befugniß der Rheiniſchen Ritter⸗ ee . Klebe e. e 
ie, l, A, ſchaft und das darüber ſtattfindende ſchieds richterliche Verfahren betreffend. ee ele-, . ee. 
Vom 21. Januar 1837. Sa, d e, ,, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 7 f 
| Preußen ꝛc. ꝛc. Z eee , 


, MED p 73 , 1802 g, 

Da mehrere Familien Unſeres Rheiniſchen Ritterſtandes, auf die Wie = 7 

derherſtellung der, dem ritterbürtigen Adel in Unſerer Rheinprovinz vor Einfuͤh⸗ 
rung der fremden Geſetzgebung zugeſtandenen Dispoſitionsbefugniß für Erbfaͤlle 
angetragen haben und dieſe Dispoſiktionsbefugniß eine weſentliche Bedingung zur 
Erhaltung dieſer Familien und ihres Grundbeſitzes in denſelben iſt; fo haben 
Wir, ſtets landesvaͤterlich geneigt, jedem Stande diejenigen Einrichtungen zu 
bewilligen, welche den Wohlſtand und den Flor deſſelben befoͤrdert, Uns bewo⸗ 
gen gefunden, durch die Order vom 16. Januar v. J. gedachte autonomiſche 
Dispoſitionsbefugniß denjenigen adlichen Familien der Rheinprovinz, welche 
dieſelbe unter den früheren Regierungen ausgeuͤbt haben, anzuerkennen und für 
ſie wieder herzuſtellen. Wir haben jedoch die Ausuͤbung dieſer Befugniß an 
die Bedingung geknuͤpft, daß fuͤr die ſtandesmaͤßige Erziehung, Abfindung und 
Ausſteuer der uͤbrigen Kinder und fuͤr die Verſorgung des uͤberlebenden Ehe⸗ 
gatten geſorgt, daß zur Sicherung dieſes Zwecks eine Stiftung gegruͤndet und 
daß fuͤr die dabei entſtehenden Streitigkeiten ein Schiedsgericht errichtet werde. 
(No. 17701771.) Nach⸗ 


J. Autonomi⸗ 
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Nachdem die daruͤber erforderten Vorſchlaͤge bei Uns eingegangen ſind; 
fo haben Wir auf den Bericht Unferes Staatsminiſteriums nicht allein das Uns 


vorgelegte Stiftungsſtatut heute landesherrlich genehmigt, ſondern verordnen auch, 
wie folgt: 5 5 


| $. 1. 
Die Eingangs gedachte Dispoſitionsbefugniß wird denjenigen Familien 


ſche Dispoſſ des Rheiniſchen Ritterſtandes, welche dieſelbe vor der Einfuͤhrung der fremden 
HS: Geſetzgebung ausgeübt haben, in Verfolg Unſerer Ordre vom 16. Januar 1836. 


Jar fuer le 
9 ele HL 


hierdurch wiederholentlich anerkannt und zugeſichert. Es ſoll uͤber dieſe Familien 
eine von Uns landesherrlich beſtaͤtigte 8 niedergelegt werden. 8 


Es koͤnnen aber von dieſer Dispoſitionsbefugniß nur diejenigen Mitglie⸗ 
der der gedachten Familien Gebrauch machen, welche 
1) ein landtagsfaͤhiges Rittergut in Unſerer Rheinprovinz allein oder 
gemeinſchaftlich mit einem Andern befißen, ö 
2) an der oben erwaͤhnten Stiftung Theil haben. 
Die in dieſen Familien zur Theilnahme an der Stiftung nach deren 
Statut nothwendige perſoͤnliche Ritterbuͤrtigkeit iſt zur Ausuͤbung dieſer Dispo⸗ 
ſitionsbefugniß nicht erforderlich. 5 


$. 3. i 
Der Ehemann einer mit einem landtagsfaͤhigen Rittergut angeſeſſenen 
Ehefrau iſt, inſofern er zu den berechtigten Familien gehoͤrt, zur Ausuͤbung die⸗ 
ſes Rechts befugt. 


5 8 

Ehefrauen und Wittwen der zur Ausuͤbung dieſes Rechts befugten Mit⸗ 
glieder der mehrerwaͤhnten Geſchlechter koͤnnen, ohne Unterſchied, ob ſie zu dieſen 
Familien gehören oder nicht, dieſe Dispoſitionsbefugniß jedoch nur allein in Be⸗ 
ziehung auf dieſen Ehemann und die in der Ehe mit ihm gebornen Kinder aus⸗ 
üben, die Ehefrauen indeſſen nur inſofern dies in gegenſeitigen Vertraͤgen oder 
Teſtamenten mit ihrem Ehemanne geſchieht und die Wittwen nur, wenn ſie ein 
landtagsfaͤhiges Rittergut beſitzen. a 


. 5. 8 
Außer den im F. 1. gedachten Geſchlechtern ſteht dieſe autonomiſche Be⸗ 
fugniß auch denjenigen, welche nach den naͤheren Beſlimmungen des heute von 
Uns landesherrlich beſtaͤtigten Stiftungsſtatuts in die Genoſſenſchaft derſelben 
werden aufgenommen werden und zwar auch dann zu, wann ſie an den Vor⸗ 
theilen der Stiftung noch nicht Theil En Fönnen. 


Die autonomiſche Dispoſitionsbefugniß beſteht in dem Recht des Fami⸗ 
lienvaters, inſofern Vertraͤge, Fideikommiſſe oder andere beſchraͤnkende Familien⸗ 
Anordnungen nicht entgegenſtehen, mit Abweichung vom gemeinen oder Provin⸗ 
ziglrecht und inſoͤnderheit ohne durch einen Pficchttheil beſchraͤnkt zu fein, nach 
ſeinem freien Gutbefinden die Erbfolge in ſeinen Nachlaß unter ſeinen Kindern, 
oder wenn dieſe vor ihm verſtorben ſind, deren Kindern, die Bevorzugung eines 
derſelben vor den andern, und die Abfindung und Ausſteuer der letzteren, ſo wie 
das Witthum, die Abfindung und die übrigen Vermoͤgensverhaͤltniſſe des über: 

{ lebens 
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lebenden Ehegatten und der demſelben von dem Vermoͤgen der Kinder etwa 
zuſtehenden Nutznießung und uͤberhaupt alles, was auf die Erbfolge in ſeinem 
Nachlaß Bezug hat, feſtzuſetzen und anzuordnen. 5 
best da weibliche Aszendenten dies Recht ausüben. koͤnnen, ift im $. 4. 
eſtimmt. 


Are | 
Dieſe Dispoſitionsbefugniß kann, von den Eltern ſowohl einzeln, als 
gemeinſchaftlich, ſowohl uͤber den Nachlaß des einen Ehegatten, als uͤber den 
beiderſeitigen, ſowohl vor als waͤhrend der Ehe, durch Ehevertraͤge, durch gegen⸗ 
ſeitige oder einſeitige Teſtamente und durch andere Verfuͤgungen unter Lebenden 
oder auf den Todesfall ausgeuͤbt werden und ſteht dabei den Eltern frei, auf 
eben dieſe Art die bereits getroffenen Dispoſitionen abzuaͤndern und aufzuheben 
und durch andere zu erſetzen. EZ 


Frech 
Den zu dieſer Dispoſitions⸗Befugniß berechtigten Eltern ſteht dieſelbe 
auch bei Fideikommißſtiftungen zu, in Anſehung der Beſtaͤtigung derſelben ver⸗ 
bleibt es aber bei den beſtehenden Vorſchriften. 


9. 9. a 

Diejenigen, welche von dieſer Befugniß ($.$. 6 — 8.) Gebrauch machen, 

ſind jedoch verpflichtet, fuͤr die ſtandesmaͤßige Erziehung und Abfindung oder 

Ausſteuer ihrer ſaͤmmtlichen uͤbrigen Kinder, ſo wie fuͤr die ſtandesmaͤßige Er⸗ 

haltung des uͤberlebenden Ehegatten mit Ruͤckſicht auf das frühere Familien⸗ 

Herkommen, die Zahl der Kinder und die Verhaͤltniſſe des Vermoͤgens Sorge 
zu tragen. 5 


Die ruͤckſichtlich dieſer Verpflichtung entſtandenen Streitigkeiten ſollen, 1. Schieds⸗ 
mit gaͤnzlichem Ausſchluſſe der ordentlichen Gerichtshoͤfe von einem ebenbuͤrtigen Gericht. 
Schiedsgericht entſchieden werden. 


F. 11. | | 
Derjenige, welcher durch die elterliche Dispoſition ſich verletzt hält, hat 
ſeine, mit dem erforderlichen Beweiſe verſehene, Klage bei dem, vermoͤge des 
Stiftungs⸗Statuts beſtehenden Ausſchuſſe anzubringen, von welchem ſie binnen 
drei Wochen dem Gegentheil mitgetheilt wird, um ſie binnen der zu beſtimmen⸗ 
den Friſt unter dem Nachtheil zu beantworten, daß widrigenfalls die weitere un⸗ 
terſuchung und die Entſcheidung ohne ſeine Zuziehung erfolgen werde. Nach⸗ 
dem die Beantwortung eingegangen iſt, verſucht der Ausſchuß die guͤtliche Hinz 
legung der Sache, in einem Termine, zu welchem er den Klaͤger bei Vermei⸗ 
dung der Abweiſung der Klage, den Beklagten aber unter dem obgedachten 
Nachtheil, vorzuladen hat. 


K. 12. 

Bei erfolglos verſuchter Suͤhne hat der Ausſchuß die Verhaͤltniſſe der 
Sache moͤglichſt vollſtaͤndig und gruͤndlich zu unterſuchen und demnaͤchſt dies 
ſchiedsrichterliche Verfahren anzuordnen und zu dem Ende jede Partei aufzu⸗ 
fordern, binnen der zu beſtimmenden Friſt einen Schiedsrichter zu benennen und 
alles dasjenige beizubringen, was ſie in der Sache noch anzufuͤhren hat. 
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F. 13. f 

Zu Schiedsrichtern koͤnnen nur ritterbuͤrtige, mit einem landtagsfaͤhigen 
Rittergute angeſeſſene Familienhaͤupter aus den berechtigten Geſchlechtern, welche 
verheirathet oder Wittwer ſind und das 35ſte Lebensjahr zurückgelegt haben, er⸗ 
waͤhlt werden. Ueber die Rekuſation derſelben und uͤber die Ablehnung der 
Wahl entſcheidet der Ausſchuß und beſtimmt zugleich die Friſt, binnen welcher 
ein anderer Schiedsrichter zu benennen iſt. Wenn in dieſem, ſo wie in dem 
Fall des F. 12. der Schiedsrichter nicht in der beſtimmten Friſt dem Ausſchuſſe 
benannt wird, ſo waͤhlt ihn der . 


Das Schiedsgericht beſteht aus dem Direktor des Ausſchuſſes, als Di⸗ 
rektor, dem Syndikas und den von den Parteien erwählten beiden Schieds⸗ 
maͤnnern; die beiden erſten haben i der Entſcheidung keine Stimme. 


Der Direktor beruft die Schiedsrichter zum Schiedsgericht, welches in 

Duͤſſeldorf gehalten wird und nimmt fie dahin: 
daß ſie nach genauer Pruͤfung der Verhaͤltniſſe der Sache und des 
in der betreffenden Familie früher uͤblichen Herkommens und der ge⸗ 
genwaͤrtigen Verhaͤltniſſe derſelben, als gewiſſenhafte, wohlbedaͤchtige 
und das Wohl des Standes, der Familie und der Kinder gleich be⸗ 
ſorgte Familienvaͤter nach ihrem beſten Gewiſſen und Einſehen unpar⸗ 
teiſch ſo urtheilen werden, als wenn fie ſelbſt wie Familienvater die 
in Frage geſtellten Verhaͤltniſſe zu ordnen haͤtten, f 

in Eid und Pflicht. Die Schiedsrichter geloben außerdem dem Direktor mit⸗ 

telſt Handſchlags die ſtrengſte Aue e ee 


Der Direktor uͤbergiebt darauf die Akten den Schiedsrichtern zur Pruͤ⸗ 
fung binnen einer dazu zu beſtimmenden Friſt. Wenn ſie noch eine naͤhere Er⸗ 
mittelung, die Beibringung von Urkunden oder die perfünlihe Vernehmung der 
Parteien für rathſam halten, fo hat der Direktor dies zu veranlaſſen. Nachdem 
die Sache als hinreichend eroͤrtert angenommen worden, ſetzt der Direktor eine 
Zuſammenkunft des Schiedsgerichts an, in welchem unter ſeinem Vorſitz uͤber 
die Sache vom Syndikus Vortrag gehalten, demnaͤchſt berathen und endlich von 
jedem Schiedsrichter ſein Ausſpruch abgegeben wird, wenn ſie oder einer von 
ihnen ſich nicht vorbehaͤlt, daſſelbe binnen einer kurzen Friſt nachtraͤglich abzuge⸗ 
ben. Jeder Schiedsrichter muß ſeinen Ausſpruch ſchriftlich, motivirt und von 
ihm unterſchrieben und unterſiegelt dem 1 abgeben. 


Wenn die Schiedsrichter in ihrem Ausſpruch uͤbereinſtimmen, ſo wird 
derſelbe unter der Unterſchrift des Direktors und des Syndikus und dem Sie⸗ 
gel des Schiedsgerichts, in Form eines gerichtlichen Urtheils ausgefertigt und den 
Parteien inſinuirt. f 


9. 18. | : 
| Sind aber die Schiedsrichter nicht einverſtanden, ſo fordert der Direk⸗ 
tor ſie auf, binnen 14 Tagen uͤber einen Obmann ſich zu einigen und ihn dem 
Ausſchuſſe anzuzeigen. Wenn binnen dieſer Friſt die Schiedsrichter den Ob⸗ 
: mann 
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mann nicht angezeigt haben, ſo iſt der Ausſchuß berechtigt, denſelben zu ernen⸗ 
nen, fo wie er, wenn die Schiedsrichter ſich über denſelben nicht einigen koͤnnen, 
befugt iſt, aus denen von ihnen vorgeſchlagenen Perſonen den Obmann zu waͤh⸗ 
len. Der Obmann kann jedoch in allen Fällen nur aus den Mitgliedern des 
Ausſchuſſes gewählt werden, und iſt mit dem, F. 15. vorgeſchriebenen Eide zu 
belegen. Nach gewiſſenhafter Erwägung der Akten und Verhaältniſſe tritt er mit 
den Schiedsmaͤnnern zur Berathung zuſammen und haͤndigt demnaͤchſt feinen, 
motivirten Ausſpruch in der §. 16. beſtimmten Form dem Direktor ein, welchem⸗ 
naͤchſt der ſchiedsrichterliche Ausſpruch in der $. 17. vorgeſchriebenen Art ausge⸗ 
fertigt und inſinuirt wird. 5 
. N 19. 

Die Schiedsrichter und der Obmann haben bei ihrem Ausſpruch das 
Intereſſe des Standes, der Familie, des Disponenten des zur Sukzeſſion beru⸗ 
fenen Erben, der abzufindenden Kinder oder des uͤberlebenden Ehegatten zu be⸗ 
ruͤckſichtigen, dabei aber zunaͤchſt auf die in der Familie beſtehenden Vorſchriften 
und Gebraͤuche, oder das darin fruͤher uͤblich geweſene Herkommen, in deren 
Ermangelung aber auf das in ſolchen Geſchlechtern der Ritterſchaft, in welchen 
dieſe Dispoſitions⸗Befugniß ebenfalls galt und in welchen gleiche oder ähnliche 
Perſonal⸗ und Vermoͤgens⸗Verhaͤltniſſe obwalteten und in Ermangelung dieſer 
Anhaltspunkte auf den Zweck dieſer freien Dispoſttions⸗Befugniß und auf die 
Grundſaͤtze der Billigkeit Ruͤckſicht zu 55 


Der Ausſpruch des Schiedsgerichts erfolgt in erſter und letzter Inſtanz 
und ſchließt nicht allein die Gerichtsbarkeit der ordentlichen Gerichtshoͤfe, ſondern 
auch alle ordentliche und außerordentliche Rechtsmittel aus; er iſt eben ſo exeku⸗ 
toriſch, wie die Erkenntniſſe der e Gerichtshoͤfe. i 


Wenn jedoch weſentliche Vorſchriften des Verfahrens verletzt oder offen⸗ 
bare und erhebliche Irrthuͤmer in die Entſcheidung untergelaufen ſind, ſo ſteht 
dem Verletzten die Reviſions⸗Inſtanz offen. Das Reviſionsgericht beſteht aus 
den Mitgliedern des Schiedsgerichts und aus vier andern Schiedsmaͤnnern, von 
welchen jede Parthei zwei vorſchlaͤgt und welche eben die Eigenſchaften wie die 
Schiedsmaͤnner haben muͤſſen. Sie verſammeln ſich unter dem Vorſitze des 
Direktors, welchem im Reviſionsgericht eine Stimme gebuͤhrt, die bei Stimmen⸗ 
gleichheit die entſcheidende iſt. Gegen das Reviſions⸗Urtheil findet ein weiteres 
Rechtsmittel nicht Statt. 


$. 22. 

Die, die 99. 6 — 9. gedachten Gegenſtaͤnde, nicht betreffenden Streitigkei⸗ 
ten, und inſonderheit die formelle Rechtsbeſtaͤndigkeit der Akte, wodurch die Dis⸗ 
pofitionen getroffen find, gehoͤren zur Kompetenz der ordentlichen Gerichtshoͤfe, 
dieſe haben jedoch in ihren Entſcheidungen Unſere gegenwärtige Verordnung in 
allen den Punkten, in welchen ſie das gemeine oder beſondere Recht abaͤndert, 
inſonderheit in den, $$. 7. und 8. W Faͤllen zu befolgen. 


Die Kompetenz der ordentlichen Gerichtshöfe beſchraͤnkt ſich aber auf die 
formelle Rechtsbeſtaͤndigkeit der Dispoſitions⸗Akte und erſtreckt ſich nicht auf Bin 
ruͤck⸗ 
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ruͤckſichtlich der Sukzeſſion, Abfindung und Ausſteuer der Kinder und auf die 
Verſorgung des uͤberlebenden Ehegatten eintretenden rechtlichen Folgen der Rechts⸗ 
unbeſtaͤndigkeit der Akte. In dieſen Fällen ſoll die Inteſtat⸗Erbfolge nicht ein⸗ 
treten, ſondern dieſe Gegenſtaͤnde ſollen vielmehr auch in dieſem Falle zur Kom⸗ 
petenz des Schiedsgerichts gehoͤren, an welches das ordentliche Gericht, nachdem 
es die formelle Unguͤltigkeit der Akte ausgeſprochen hat, die Parteien zu verwei⸗ 
ſen hat, und welches daruͤber, wenn auch nicht ſtrenge nach der Dispoſition, den⸗ 
noch nach dem Herkommen in der Familie und nach den übrigen $. 19. gedachten 
Ruͤckſichten mit moͤglichſter ae ee der Abſicht der Dispoſition entſcheidet. 


Beſchwerden uͤber das ſchieds richterliche Verfahren koͤnnen nur bei Un⸗ 
ſerem Juſtizminiſterium angebracht 8 0 


Das Siegel des Schiedsgerichts beſteht aus dem Bergiſchen Löwen mit 
der Umſchrift: „Schiedsgericht des ritterbuͤrtigen Rheiniſchen Adels“; die Juſtiz 
wird außer den baaren Auslagen e verwaltet. 

Die gegenwaͤrtige Verordnung tritt bei allen am 16. Januar 1836. noch 
nicht wirklich eröffneten e 
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Alle Beſtimmungen des gemeinen und inſonderheit des Franzoͤſiſchen 
Rechts werden, inſofern die der gegenwaͤrtigen Verordnung von ihnen abwei⸗ 
chen, fuͤr die in letzterer vorgeſehenen Verhaͤltniſſe ſowohl uͤberhaupt, als inſon⸗ 
derheit in Anſehung der Artikel 968. und 1395. des buͤrgerlichen Geſetzbuchs 
hierdurch aufgehoben und außer Kraft und Anwendung geſetzt. 

Urkundlich haben Wir dieſe Verordnung eigenhaͤndig unterzeichnet und 
mit Unſerm Koͤniglichen Siegel verſehen laſſen, und befehlen Unſerm Staats⸗ 
miniſterium dieſelbe durch die Geſetzſammlung publiziren zu laſſen. 

Berlin, den 21. Januar 1837. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
Frh. v. Altenſtein. Gr. v. Lottum. Frh. v. Brenn. v. Kampk 
Muͤhler. Ancillon. v. Rochow. v. Nagler. Gr. v. Alvensleben. 


Berichtigung eines Druckfehlers. 


Im 20ſten Stuͤcke der Geſetzſammlung vom Jahre 1836. No. 1755. pagina 308. 
iſt in der Abtheilung 1. Zeile 4. ſtatt: 
„wovon“ die Kontravention begangen, 
„woran“ 
zu leſen. 


